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Verordnung des Bundesministers für  
Landesverteidigung und Sport über die 
Deaktivierung von Kriegsmaterial  
(Deaktivierungsverordnung – Kriegsmaterial – DeaktVKM) 
 

 

Der Entwurf enthält die technischen Anforderungen und Spezifikationen zur Deaktivierung 

von Kriegsmaterial, welche gemäß § 42b Abs 2 des Waffengesetzes durch den Bundesmi-

nister für Landesverteidigung und Sport im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Inne-

res mit Verordnung festzulegen sind. Die jeweiligen technischen Maßnahmen, welche in 

Anlage 1 angeführt sind, werden nach Art des jeweils in Betracht kommenden Kriegsmateri-

als festgelegt. 

 

Die für die Deaktivierung zuständige Person hat im Einzelfall jene alternative Methode zu 

wählen, die bezogen auf die jeweilige Waffentype für eine irreversible Deaktivierung des 

Kriegsmaterials am besten geeignet ist.  

 

Neben der Deaktivierung bedarf es eines entsprechenden Deaktivierungskennzeichens, 

dessen Form und Art in der Anlage 2 der Verordnung normiert ist, am jeweiligen Gegen-

stand durch hierzu befugte Gewerbetreibende oder besonders geschulte Fachorgane aus 

dem Vollziehungsbereich des Bundesministeriums für Landesverteidigung und Sport. Bei 

der Kennzeichnung durch ermächtigte Gewerbetreibende erfolgt eine weitere Konkretisie-

rung durch eine bestimmte Zahlen- und Buchstabenkombination, die eine Rückführung auf 

den Gewerbetreibenden ermöglicht. Bei den besonders geschulten Fachorganen des Bun-

desministeriums für Landesverteidigung und Sport wäre entsprechend den erläuternden 

Bemerkungen eine Rückführbarkeit auf die jeweilige Fachdienststelle sicherzustellen. 

Die geplante Verordnung normiert detailliert die Deaktivierung und Kennzeichnung von 

Kriegsmaterial. Eine Wiederverwendung dieser Gegenstände muss aus Sicht der Bundesar-

beitskammer aus sicherheitspolitischen Gründen unmöglich sein. Dies ist besonders im Hin-
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blick auf die vorgeschlagenen technischen Anforderungen an eine Deaktivierung sicherzu-

stellen. Die Rückführbarkeit auf den jeweiligen ermächtigten Gewerbetreibenden durch be-

stimmte Zahlen- und Buchstabenkombinationen ist zu begrüßen. Auch eine Rückführbarkeit 

bezüglich der besonders geschulten Fachorgane ist sicherzustellen. Im Übrigen werden 

gegen den Entwurf keine Einwände erhoben. 
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